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Antrag 

der Abgeordneten Simone Probst, Dr. Helmut Lippelt, Angelika Beer, Amke Dietert- 
Scheuer, Dr. Uschi Eid, Antje Hermenau, Kristin Heyne, Winfried Nachtwei, Gerd 
Poppe, Christine Scheel, Wolfgang Schmitt (Langenfeld), Ursula Schönberger, 
Ludger Volmer, Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Kein Waffenuran-Handel mit Rußland 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der jahrzehntelange atomare Rüstungswettlauf hat dazu geführt, 
daß waffenfähige Stoffe wie Plutonium und hochangereichertes 
Uran (highly enriched uranium - HEU) in großen Mengen erzeugt 
wurden. Das weltweite Plutonium-Inventar wird auf ca. 1 300 t 
geschätzt, das Inventar an HEU auf über 2 200 t. 

Die zivile Nutzung der Kernenergie hat dazu geführt, daß die Ver- 
breitung nuklearer Waffenstoffe heute nicht mehr auf Kernwaffen- 
staaten beschränkt ist. HEU wurde weltweit als Brennstoff in For- 
schungsreaktoren eingesetzt. Die USA haben im Laufe der Jahre 
etwa 25 000 kg HEU an befreundete Staaten exportiert. Auch die 
ehemalige Sowjetunion lieferte ca. 17 000 kg HEU nach Osteuropa, 
an den Irak, Libyen, Nordkorea und Vietnam. Kleinere Mengen wur- 
den auch von China, Großbritannien und Frankreich exportiert. 

Die weite Verbreitung dieser Waffenstoffe stellt ein hohes sicher- 
heitspolitisches Risiko dar. Auch die Kontrollmechanismen der In- 
ternationalen Atomenergieorganisation haben nicht verhindern 
können, daß mehrere Länder in der Vergangenheit versucht ha- 
ben, Waffenstoffe aus zivilen Programmen für militärische Zwecke 
abzuzweigen. Wegen dieses auf Dauer nicht akzeptablen Risikos 
der Abzweigung laufen seit Ende der 70er Jahre internationale An- 
strengungen, um die zivile Verwendung von HEU zu minimieren 
und langfristig völlig zu beenden. Dieses Ziel muß auf zwei We- 
gen erreicht werden: durch die Umstellung bestehender Reakto- 
ren auf niedrig angereichertes, nichtwaffenfähiges Uran und durch 
den Verzicht auf HEU bei Reaktor-Neubauten. Auch die Bundes- 
regierung hat sich Mitte der 80er Jahre dafür ausgesprochen, die- 
se Wege zu gehen (Drucksache 10/2402). 

Im Rahmen des amerikanischen Programms zu Anreicherungsre- 
duzierung von Forschungsreaktoren (Reduced Enrichment for Re- 
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search and Test Reactors - RERTR) ist es gelungen, eine große Zahl 
von Forschungsreaktoren auf nichtwaffenfähiges Uran umzustel- 
len und die HEU-Exporte aus den USA fast auf Null zu reduzie- 
ren. Zur Zeit wird versucht, auch Rußland und China in dieses Pro- 
gramm einzubinden, so daß das Ziel - das Ende der zivilen 
HEU-Nutzung - in greifbare Nähe rückt. Als Folge dieser An- 
strengungen ist der Welthandel mit HEU in den letzten Jahren fast 
völlig zum Erliegen gekommen. Nur China und Libyen haben in 
den letzten 15 Jahre das internationale Tabu gegen den HEU-Ein- 
satz gebrochen und größere Forschungsreaktoren mit HEU in Be- 
trieb genommen. 

Durch die Entscheidung, in Garching einen neuen Forschungsre- 
aktor mit HEU-Kem zu betreiben, erzeugt die Bundesrepublik 
Deutschland eine neue Nachfrage nach waffenfähigem Uran. 
Nach Informationen des Auswärtigen Amts plant die Bundesre- 
gierung zur Deckung des HEU-Bedarfs für den FRMII ein bilate- 
rales Rahmenabkommen mit Rußland, das die Lieferung von bis 
zu 1 200 kg HEU politisch absichern soll. Durch dieses Abkommen 
würde der internationale Handel mit waffenfähigem Uran eine 
neue, nicht wünschenswerte Legitimation erfahren. Für Rußland 
würde die Möglichkeit eröffnet, durch weitere HEU-Exporte die 
Deviseneinnahmen zu steigern. Andere Staaten, die in den ver- 
gangenen Jahren auf den HEU-Einsatz in Forschungsreaktoren 
verzichtet haben, könnten diese Entscheidung revidieren und - 
dem deutschen Beispiel folgend - ebenfalls zum HEU-Einsatz 
zurückkehren. 

Um die erreichten Fortschritte bei der Nichtverbreitung von waf- 
fenfähigem Uran nicht aufs Spiel zu setzen, fordert der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung auf, 

1. auf das geplante Abkommen mit Rußland über die Lieferung 
von hochangereichertem Uran zu verzichten, 

2. im Rahmen einer nationalen Selbstverpflichtung auf den HEU- 
Einsatz in deutschen Forschungsreaktoren - auch im FRM II - 
zu verzichten, um bei Verhandlungen zur Nichtverbreitung von 
Waffenstoffen auch weiterhin glaubwürdig zu bleiben, 

3. international für die Fortsetzung der Bemühungen einzutreten, 
HEU im zivilen Bereich zu minimieren und langfristig voll- 
ständig zu ersetzen, um so den Handel und die Verbreitung 
dieses Waffenstoffs zu reduzieren. Auch Rußland und China 
sollten verstärkt in solche Initiativen eingebunden werden. 
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